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Aufarbeitung ist nötig
Das Verwaltungsgericht Osnabrück hat eine 
Prüfung der Verfassungsmäßigkeit der einrich-
tungsbezogenen Impfflicht für die Profession 
Pflege vor dem Bundesverfassungsgericht ver-
anlasst. Das begrüßen wir. Auch wenn das Ge-
richt dabei vor allem darauf abzielt, dass eine 
solche Impfpflicht Ende 2022 nicht davor ge-
schützt hätte, andere Menschen mit dem Co-
ronavirus anzustecken. Der Schutz vulnerabler 
Personen vor einer Ansteckung sei aber aus-
schlaggebend für die Einführung der einrich-
tungsbezogenen Impfpflicht gewesen.

Eine Aufarbeitung der Impfpflicht ist dringend 
geboten. Nach wie vor liegt die Kompetenz 
zur Erstellung und Einhaltung des Infektions-
schutzes und der Hygienekonzepte in den Ein-
richtungen bei den beruflich Pflegenden.

Einen Rat und eine wissenschaftliche Expertise 
prüfen wir gerne. Darüber hinaus verbitten wir 
uns jedoch die Einmischung von außen in die 
Kernkompetenzen unseres Berufsstandes. Die 
Impfpflicht war eine Diskriminierung der pro-
fessionell Pflegenden und hat den Eindruck 
entstehen lassen, dass die Profession Pflege 
einer der Pandemietreiber sei. Dieser Eindruck 
war falsch. Denn bereits zu Beginn des Jahres 
2022 lagen die Impfquoten der Pflegenden 
weit über dem Durchschnitt der Bevölkerung.

Es war ein resignierendes und fatales Zeichen 
für die Profession, dass es nur bei einer ein-
richtungsbezogenen Impfpflicht geblieben ist 
und die allgemeine nicht mehr aufgegriffen 
wurde. Für die beruflich Pflegenden haben da-
mit nicht die gleichen Freiheitsrechte gegol-
ten wie für alle anderen. Die beruflich Pfle-
genden sind nicht erst seit der Corona-Pande-
mie Expert*innen in Fragen des Infektions-
schutzes und der Hygiene. 

Irene Maier 
Vize-Präsidentin des Deutschen Pflegerats 

Editorial

Pflegefachassistenz ist auf gutem Weg

Das Pflegefachassistenzgesetz kommt. Das ist ein wichtiges Signal 
für die Profession Pflege. In den kommenden Wochen und Mo-

naten wird es in der Debatte im Bundestag, in der Berufsgruppe 
und den Berufs- und Leistungserbringerverbänden wie auch Kas-
sen und vielen weiteren Institutionen darum gehen, dass unsere 
Standpunkte zählen. Dazu gehört u.a., dass 18 Monate Ausbildungs-
dauer das Minimum sind, die Finanzierung gesichert wird und ein 
Schulabschluss als Zugangsvoraussetzung zum Beruf zwingend ist.

Das Pflegefachassistenzgesetz ist auch im Zusammenhang mit 
unseren Diskussionsvorschlägen des BAPID-Projektes zu sehen. 
Eine einheitliche Bildungsarchitektur für die Pflege braucht eine 
gut aufgestellte bundeseinheitliche Pflegefachassistenzausbildung, 
die den Zugang in die Pflege für viele und Karrierewege ermöglicht.

In unserer Stellungnahme fordern wir eine 24-monatige Ausbil-
dung, um auch hier anschlussfähig für andere Länder zu sein bzw. 
ausreichend Zeit zu haben, nötige Kompetenzen vermitteln zu kön-
nen. Nicht nachvollziehbar ist es, dass eine Zulassung ohne Schul-
abschluss bei positiver Prognose der Pflegeschule zum erfolgreichen 
Abschluss der Ausbildung möglich sein soll. Hier sind zumindest 
bundeseinheitliche Kompetenzfeststellungsverfahren festzulegen. 
Denn wir sprechen von einem Beruf mit hoher Verantwortung.

Zu spät ist für uns der geplante Einführungstermin zum 1. Janu-
ar 2027. Hier ist der Gesetzgeber viel zu zögerlich. Ein Start zum 1. 
Januar 2026 ist in den Schulen und Praxisträgern durchaus realis-
tisch und absolut geboten.

Diese und viele weitere Punkte werden wir auch auf dem Deut-
schen Pflegetag am 7. und 8. November 2024 diskutieren. Der Deut-
sche Pflegetag ist mehr als nur eine Konferenz – er ist eine Bewe-
gung, die darauf abzielt, die Pflege zu verändern und zu stärken. Ich 
freue mich, Sie im November in Berlin zu treffen.

Christine Vogler
Präsidentin des Deutschen Pflegerats

Christine Vogler
Präsidentin des Deutschen Pflegerats
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Bundeseinheitliche Pflegefachassistenz: Zustimmung und Kritik

Kürzere Ausbildungszeit widerspricht 
Zielen des Gesetzesvorhabens

Das Bundeskabinett hat die Einführung einer neuen Pflegefachassis-
tenzausbildung beschlossen und den Gesetzentwurf in den Deutschen 
Bundestag zur Beratung übersandt. Der Deutsche Pflegerat (DPR) 
fordert eine 24-monatige Ausbildungsdauer, mindestens jedoch 
18 Monate.

G rundsätzlich unterstützt der 
Deutsche Pflegerat die Idee einer 
bundeseinheitlichen Regelung 

für die Ausbildung in der Pflegefachas-
sistenz. Wir fordern aber eine Ausbil-
dungsdauer von 24 Monaten und einen 
Schulabschluss als Zugangsvorausset-
zung. Pflege ist ein anspruchsvoller Be-
ruf.

„Die Pflegefachassistenz muss ein ei-
genständiger Beruf sein, der befähigt, in 
Pflegesituationen kompetent zu handeln. 
Dazu bedarf es eines Schulabschlusses 
als Voraussetzung für die Berufsausbil-
dung sowie einer 24-monatigen Ausbil-
dungszeit. Nur so können die notwendi-

gen theoretischen und praktischen 
Kompetenzen für eine qualitativ hoch-
wertige Pflegefachassistenz erworben 
werden“, so Christine Vogler, Präsiden-
tin des Deutschen Pflegerats.

Der Deutsche Pflegerat warnt vor dem 
Argument, „Pflege kann jeder“. Eine Be-
rufsausbildung von weniger als 24 Mo-
naten, die darauf abzielt, Mitarbeitende 
schneller einzusetzen, gefährdet sowohl 
die Qualität der Ausbildung als auch die 
pflegerische Versorgung. „Der Pflegebe-
ruf ist keine Verfügungsmasse, die belie-
big verwertet werden kann“, unter-
streicht Vogler weiter. „Wir möchten, 
dass unsere Dienstleistungen aufrichtig 

wertgeschätzt werden. Wenn wir selbst 
oder unsere Angehörigen pflegebedürf-
tig werden, wollen wir darauf vertrauen 
können, dass wir eine gute Pflege erhal-
ten.“

Schulabschluss als 
Zugangsvoraussetzung
Ein Schulabschluss als Zugangsvoraus-
setzung zur Pflegefachassistenz ist es-
senziell, da er das Niveau einer grundle-
genden allgemeinen Bildung sichert. Da-
rauf bauend kann ein berufsspezifischer 
Lehrplan entwickelt werden, der Über-
forderung vermeidet und die grundge-
setzliche Berufswahlfreiheit ermöglicht, 
so Vogler.

Eine Ausbildung zur Pflegefachassis-
tenz von weniger als 24 Monaten führt 
dem DPR zufolge langfristig zu hohen 
Kosten für Nachqualifizierungen. Es 
nütze niemandem, wenn die Ausbildung 
zwar beendet ist, die gewünschte Entlas-
tung der Pflegefachpersonen jedoch aus-
bleibt, weil die notwendigen Kenntnisse 
in der Pflegefachassistenz fehlen. Der zu-
sätzliche Aufwand werde dann wieder 
auf den Pflegefachpersonen lasten. Eine 
kürzere Ausbildung führe zudem dazu, 
dass sich weniger Menschen für den 
Pflegeberuf interessieren.

Durchlässigkeit in den 
Bildungsstrukturen
Die DPR-Präsidentin: „Wir benötigen in 
der Pflege einen funktionierenden Mix 
aus Fähigkeiten und Qualifikationen. 
Das Pflegefachassistenzgesetz setzt hier 
den richtigen Ansatz. Es muss zudem 
eine Durchlässigkeit in den Pflegebil-
dungsstrukturen über alle Qualifikati-
onsniveaus hinweg geben. Das BAPID-
Projekt ‚Bildungsarchitektur der Pflege 
in Deutschland‘ des Deutschen Pflege
rats muss dabei eine zentrale Rolle spie-
len und in die Gesetzgebung einfließen.“
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Ein Schulabschluss ist essenziell als Voraussetzung für die Pflegefachassistenz.
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Systemwechsel dringend nötig

Bürokratie gefährdet die Versorgung

D ie Deutsche Krankenhausgesell-
schaft (DKG) hat 55 Vorschläge zur 

Entbürokratisierung im Krankenhaus-
bereich vorgelegt. Christine Vogler, Prä-
sidentin des Deutschen Pflegerats, be-
tont: „Die Bürokratie im Gesundheits-
wesen hat längst ein irrsinniges Eigenle-
ben entwickelt. Wir brauchen einen 
Systemwechsel, der auf Vertrauen statt 
auf Kontrolle und Misstrauen setzt. 
Dazu gehört es auch, Pflegeeinrichtun-
gen und Kliniken in die Lage zu verset-
zen, den Personalbedarf anhand der 
Pflegebedürftigkeit der Patient*innnen 
und Bewohner*innen mit Unterstützung 
der Personalbemessungsverfahren zu 
steuern. Angesichts des Personalman-
gels und der demografischen Entwick-
lung ist der Abbau überflüssiger Büro-
kratie entscheidend für die Patienten- 
und Versorgungssicherheit. Die Ergeb-

nisqualität muss im Vordergrund stehen. 
Bürokratie raubt Geld und Arbeitskraft. 
Sie stiehlt Energie, Motivation, Arbeits-
zufriedenheit und die Zeit für hilfebe-
dürftige Menschen. Sie gefährdet am 
Ende die pflegerische Versorgung, an-
statt sie vermeintlich zu sichern.“

Drei Stunden täglich Bürokratie
Laut einer DKG-Umfrage verbringen be-
ruflich Pflegende im Krankenhaus ca. 
drei Stunden pro Tag mit bürokratischen 
Vorgängen. „Eine Stunde davon weniger 
entspricht etwa 47.000 Vollzeitkräften 
im Pflegedienst deutscher Allgemein-
krankenhäuser und Psychiatrien“, kom-
mentiert die DPR-Präsidentin. „Diese 
Ergebnisse der DKG müssen Konse-
quenzen haben. Wir brauchen sofort ein 
Entbürokratisierungsgesetz für das ge-
samte Gesundheitswesen.“

Die Hilfe dazu könne u.a. aus den zu-
ständigen Bundesministerien selbst 
kommen. Mit dem Pflegekompetenzge-
setz und den damit verbundenen Erwei-
terungen der Handlungsfelder der beruf-
lich Pflegenden könnten Abläufe verein-
facht, Bürokratie abgebaut und Ressour-
cen gespart werden.

Doppelte Regelungen abschaffen
„Politik, Prüfinstitutionen und die Trä-
ger von Gesundheitseinrichtungen müs-
sen überflüssige Bürokratie abbauen. 
Dazu gehören auch die Abschaffung von 
unnötigen, teils doppelten Prüf- und 
Melderegelungen sowie Bürokratie bei 
Abrechnung, Statistik und Controlling“, 
so Vogler abschließend.

deutscher-pflegerat.de

Das Pflegefachassistenzgesetz und das 
Pflegekompetenzgesetz sind dem DPR 
zufolge gemeinsam der Schlüssel zur 
Aufwertung des Berufsbildes, zur Be-
kämpfung des akuten Personalmangels 
in der Pflege und zur Verbesserung der 
pflegerischen Versorgung. Zu beiden 
Gesetzen gebe es keine Alternative. Sie 
müssten beide schnellstmöglich den par-
lamentarischen Weg beschreiten. „Die 
Pflegeprofession kann viel mehr leisten, 
als ihr derzeit erlaubt wird. Der gordi-
sche Knoten zwischen Können und Dür-
fen muss endlich gelöst werden“, so Vog-
ler abschließend.

Schwerpunkte des 
Gesetzentwurfes
Das Bundesfamilienministerium und 
das Bundesgesundheitsministerium se-
hen folgende Schwerpunkte im Gesetz-
entwurf des Pflegefachassistenzeinfüh-
rungsgesetzes:

	_ Pflegefachassistentinnen, Pflege-
fachassistenten und Pflegefachassis-
tenzpersonen sollen künftig eine 
bundeseinheitliche, angemessen ver-
gütete Ausbildung durchlaufen.

	_ Ihre Ausbildungszeit wird bundes-
einheitlich auf 18 Monate (Vollzeit) 
festgesetzt. Die 27 verschiedenen, 
landesrechtlich geregelten Pflegehil-
fe- und Pflegeassistenzausbildungen 
werden abgelöst. Das vereinfacht 
auch die Anerkennung ausländi-
scher Pflegekräfte.

	_ Eine Ausbildung in Teilzeit ist 
möglich. Für Personen mit Berufser-
fahrung sind Verkürzungsmöglich-
keiten vorgesehen, zum Beispiel auf 
12 Monate oder weniger.

	_ Voraussetzung für die Ausbildung 
ist grundsätzlich ein Hauptschulab-
schluss. Gleichzeitig ist eine Zulas-
sung ohne Schulabschluss bei einer 
positiven Prognose der Pflegeschule 
zum erfolgreichen Abschluss der 
Ausbildung möglich.

	_ Die Ausbildung umfasst Pflichtein-
sätze in den drei großen Versor-
gungsbereichen stationäre Langzeit-
pflege, ambulante Langzeitpflege 
und stationäre Akutpflege. Der 
Aufbau der Ausbildung folgt dem 
Vorbild des Pflegeberufegesetzes 
und macht eine verkürzte Qualifi-

zierung zur Pflegefachperson mög-
lich. Umgekehrt kann auch eine 
abgebrochene Ausbildung nach dem 
Pflegeberufegesetz für den Erwerb 
eines Abschlusses in der Pflege-
fachassistenz weitergehend berück-
sichtigt werden.

	_ Die Auszubildenden erhalten einen 
Anspruch auf eine angemessene 
Ausbildungsvergütung.

	_ Mit der neuen, vergüteten Ausbil-
dung wird die Attraktivität des 
Berufs gesteigert. Die Absolventin-
nen und Absolventen können 
zukünftig in ganz Deutschland in 
allen Versorgungsbereichen der 
Pflege arbeiten.

	_ Durch die Einführung eines neuen, 
einheitlichen Kompetenzprofils für 
die Pflegefachassistenz können 
Aufgaben zwischen Pflegefach- und 
Pflegefachassistenzpersonen künftig 
besser verteilt werden. Das sorgt bei 
den Pflegefachpersonen für Entlas-
tung.

deutscher-pflegerat.de; 
bmfsfj.de; bundesgesundheitsministerium.de
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Für unsere Werte kämpfen

Disput um genetische 
Diagnostik 

Dr. Klaus Heckemann, ehemaliger Vorstandsvorsitzender der KV Sach-
sen, formulierte, dass Fortschritte in der genetischen Diagnostik zur 
höheren Inanspruchnahme humangenetischer Untersuchungen bei 
erblichen Krankheiten führen könnten, was finanzielle Überforderung 
der Krankenkassen zur Folge hätte. Der DPR übte scharfe Kritik.

F olgenden Vorschlag unterbreitete 
Heckemann, als er noch in Funkti-
on des Vorstandsvorsitzenden der 

KVS war, im Editorial der KVS Mittei-
lungen: Ein Angebot an Frauen mit Kin-
derwunsch nach Mutationssuche im 
Erbgut und entsprechender Untersu-
chungen, um das Risiko „schwerstkran-
ker Kinder“ auszuschließen. Hecke-
mann verwies auf teure Therapien für 
die Gesellschaft bei „erkrankten Kin-
dern“, „Einschränkung der Lebensqua-
lität“ und das „Leid der Eltern“.

Hierzu bezog Christine Vogler, Präsi-
dentin des DPR, Stellung: „Die Kassen-
ärztliche Vereinigung Sachsen, die sich 
auf die Fahne geschrieben hat, ‚eine flä-
chendeckende, qualitativ hochwertige 
und wirtschaftliche hausärztliche, fach-
ärztliche und psychotherapeutische Ver-
sorgung für die Bevölkerung des Frei-
staates Sachsen‘ zu sichern, wird offen-
sichtlich von einem Menschen geführt, 
der sich sprachlich nationalsozialisti-
scher Ideologie annähert. Das erinnert 
stark an die Verbrechen an behinderten 
und kranken Menschen im Dritten 
Reich.“ Hier werde ganz klar zwischen 
wertem und unwertem Leben unter-
schieden. Es gebe unzählige Beispiele 
von Menschen mit Behinderung, die ein 
erfülltes und selbstbestimmtes Leben le-
ben. Gesundheitsversorgung in 
Deutschland stehe heute für Teilhabe in 
der Gesellschaft und Gleichheit der 
Menschen in Behandlung und Betreu-
ung. „Wir müssen auf die Wahrung der 
Grundrechte der Menschen achtgeben. 

Genau solche harmlos wirkenden, ver-
meintlich erklärenden Texte zersetzen 
unsere zutiefst menschlichen Vorstel-
lungen vom Zusammenleben“, betont 
Vogler. „Die Finanzierung des Gesund-
heitswesens hat demografische und sys-
temische Gründe. Ein solcher Vorschlag 
ist keine Lösung für die Finanzierung 
unseres Gesundheitssystems“, so Vogler.

Mit Ethikkodex unvereinbar
Der DPR und seine Verbände stehen für 
die vier Verantwortlichkeiten des ICN-
Ethikkodex: Gesundheit fördern, 
Krankheiten verhüten, Gesundheit wie-
derherstellen sowie Leiden lindern und 
ein würdiges Sterben unterstützen. Die 
Pflege ist respektvoll und uneinge-
schränkt in Bezug auf die Merkmale Al-
ter, Hautfarbe, Kultur, kulturelle Zuge-
hörigkeit, Behinderung oder Krankheit, 
Geschlecht, sexuelle Orientierung, Nati-
onalität, Politik, Sprache, ethnische Zu-
gehörigkeit, religiöse oder spirituelle 
Überzeugungen, rechtlicher, wirtschaft-
licher oder sozialer Status. Die DPR-Prä-
sidentin: „Einer solchen Haltung, wie 
von Heckemann formuliert und auch 
ähnlichen Äußerungen werden wir im-
mer vehement gegenübertreten.“

Reagiert hat Anfang September die 
Vertreterversammlung der KVS, die 
Heckemann des Amtes enthob und eine 
Resolution mit einem Bekenntnis zur 
freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung verabschiedete.

deutscher-pflegerat.de; kvsachsen.de

TERMIN

Deutscher Pflegetag 2024 – 
Seien Sie dabei!
Der 11. Deutsche Pflegetag 2024 findet am 7. 
und 8. November 2024 in Berlin statt. Seien Sie 
mit dabei bei Deutschlands führendem Pfle-
gekongress für die Profession Pflege! Die 
Schirmherrschaft für den Deutschen Pflegetag 
2024 übernimmt der Bundesminister für Ge-
sundheit Prof. Dr. Karl Lauterbach.

Alle Nachrichten zum Deutschen Pflegetag 
finden Sie unter deutscher-pflegetag.de. Dort 
können Sie unter „News“ regelmäßig alle wich-
tigen Informationen rund um den Kongress 
und die zahlreichen Aussteller erhalten.

Werfen Sie einen Blick auf das abwechslungs-
reiche Kongressprogramm mit seinen Säulen 
„Pflege. selbst gestaltet, Pflege. up-to-date, 
Pflege. kompetent, Pflege. nachhaltig, Pflege. 
menschlich und Pflege. vernetzt“.

Auch in diesem Jahr gibt es für Auszubildende 
und Studierende mit 15 Euro für das 2-Tagesti-
cket einen Sondereintrittspreis. Alle 
Teilnehmer*innen können neben dem Kon-
gress auch die umfangreiche Fachausstellung 
sowie die Verleihung des Deutschen Pflege-
preises und die Pflegeparty besuchen. Berlin 
ist immer eine Reise wert!

deutscher-pflegetag.de
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